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Am 8. Dezember 2010 hat die Europäische Kommission eine „Strategie für den Donauraum“ vorge-
legt.2 Sie hat zum Ziel, die Bevölkerung von ca. 80 Mio. Menschen, die im Donauraum leben, stär-
ker zu verbinden, die Umwelt zu schützen und wirtschaftliche Entwicklung in der Region zu för-
dern. 
 
Die Donau ist mit 2260 km Länge nach der Wolga der zweitlängste Fluss in Europa. Sie verbindet 
14 Länder, von denen 8 EU-Mitgliedsländer sind (Bulgarien, Deutschland, Österreich, Tschechien, 
Ungarn, Rumänien, Slowakei und Slowenien), 4 Kandidatenstatus haben bzw. bekommen können 
(Kroatien, Serbien, Montenegro und Bosnien-Herzegowina) und zwei Länder, die gerne Mitglied der 
EU werden wollen: die Ukraine und die Republik Moldau. Was bringt die Donaustrategie für die 
Ukraine und die Republik Moldau und inwieweit sind die beiden Länder daran interessiert, an der 
Donaustrategie mitzuarbeiten? 
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 Das Hintergrundpapier entstand als Beitrag für eine Konferenz “Die Donaustrategie der Europäischen Union”, die 
die Europäische Akademie Berlin in Zusammenarbeit mit dem Europa-Zentrum Baden-Württemberg und dem 
Arbeitskreis Europäische Union vom 17.-19. Januar in Berlin durchführt. 
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 Communication from the Commission to the European Parliament, the Council, the European Economic and 
Social Committee and the Committee of the Regions - European Union Strategy for the Danube Region - 
COM(2010) 715 - 08/12/2010, official/communic/danube/com2010_715_danube_de.pdf 
Die Donaustrategie der Europäischen Union wird im ersten Halbjahr 2011 verabschiedet. Dar-
an beteiligt sind 14 Länder der Region, darunter auch die beiden einzigen Nicht-EU-Mitglieder 
Ukraine und Republik Moldau. Die Ukraine hat an der Donaustrategie Interesse als Bestandteil 
ihrer Politik der „selektiven Modernisierung“ während die Republik Moldau sie als Instrument 
der wirtschaftlichen Entwicklung sieht. Die Donaustrategie wird nur dann „Wellen schlagen“, 
wenn es gelingt, einige Schlüsselprioritäten für die Region zu entwickeln. 
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Die Interessen der Ukraine 
 
Die Ukraine ist mit der Europäischen Union durch ein Geflecht von Abkommen verbunden, das 
durch die geplante neue Donaustrategie ergänzt werden kann. Die Zusammenarbeit zwischen der 
Ukraine und Europa begann mit der Anerkennung der Unabhängigkeit der Ukraine durch die EU im 
Jahr 1991. Zwei Jahre später, noch unter Präsident Leonid Krawtschuk, erklärte die ukrainische 
Regierung, dass die Priorität der ukrainischen Außenpolitik die Mitgliedschaft in der EU sei, solan-
ge dies nicht die nationalen Interessen der Ukraine berühre. Der erste Schritt auf dem Weg dorthin 
sollte der Abschluss eines Partnerschafts- und Kooperationsabkommens sein, das ein Jahr später, 
am 14. Juni 1994 vereinbart wurde und am 1. März 1998 in Kraft trat.3 In der Amtszeit von Präsi-
dent Leonid Kutschma (1994-2005) wurde die europäische Ausrichtung der Ukraine in der „Strate-
gie der ukrainischen EU-Integration“ (11. Juni 1998) und dem „Programm der ukrainischen EU-
Integration“ (14. September 2002) verankert. Das Partnerschafts- und Kooperationsabkommen von 
1994 wurde am 21. Februar 2005 durch den Ukraine-EU-Aktionsplan konkretisiert, in dem zahlrei-
che Kooperationsfelder aufgelistet wurden.4 
 
2004 kam die Nachbarschaftspolitik der Europäischen Union hinzu, in der die Ukraine eines von 17 
Ländern war, die nicht unmittelbar Mitglieder der EU werden konnten, zu denen die EU aber inten-
sivere Beziehungen pflegen wollte. Bevor die Nachbarschaftspolitik durch die mulilaterale und auf 
sechs osteuropäische Länder begrenzte „Östliche Partnerschaft“ ersetzt wurde, begann die EU am 
5. März 2007 Verhandlungen über ein „erweitertes Abkommen“ mit der Ukraine. Seit dem Beitritt 
der Ukraine zur WTO am 18. Februar 2008 wird mit der Ukraine auch über ein Freihandelsabkom-
men verhandelt. Auf dem EU-Ukraine-Gipfel in Paris am 9. September 2008 wurde das Verhand-
lungspaket um ein Assoziierungsabkommen erweitert, das aber keine Beitrittsperspektive enthält 
und das zusammen mit dem Freihandelsabkommen erst noch verabschiedet werden muss.  
 
Die seit dem Jahr 2010 im Amt befindliche ukrainische Regierung hat die Absicht, Mitglied der 
Europäischen Union zu werden, nicht aufgegeben. Praktisch verfolgt sie aber eine „Multi-
Vektoren“-Außenpolitik, die darauf abzielt, sowohl zu Russland als auch zur EU gute Beziehungen 
zu pflegen. Die ukrainische Regierung will mit der EU in den Bereichen zusammenzuarbeiten, die 
für die Ukraine von Vorteil sind. Sie hat ein besonderes Interesse daran, von der EU Visafreiheit zu 
erhalten. Dafür wurden Voraussetzungen auf dem EU-Ukraine Gipfel im Dezember 2010 geschaf-
fen. Die Donaustrategie ist nicht die erste Priorität der ukrainischen Regierung, bietet aber über die 
bereits vorhandenen Kooperationsinstrumente konkrete und praktische Zusammenarbeit in folgen-
den Bereichen an: 
 
 
Das Angebot der Europäischen Kommission an die Ukraine und die Republik Moldau 
 
Die Europäische Kommission sieht den Vorteil der Donaustrategie für die Ukraine und die Republik 
Moldau darin, dass 
 
• die Beziehungen zwischen EU-Mitgliedsländern und Nicht-Mitgliedsländern intensiviert 
werden; 
                                               
3
 Vgl., www.ukraine-eu.mfa.ua/eu/en/publication/print/1983.htm 
4
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• die Länder die Möglichkeit haben, wichtige Vorhaben in den Bereichen Transport, Umwelt-
schutz, wirtschaftliche Entwicklung, Verbesserung der Lebensqualität zu koordinieren und 
abzustimmen; 
• die EU den Ländern bei der Implementierung der Donaustrategie hilft; 
• die EU finanzielle Mittel in Form von Krediten der Europäischen Investitionsbank bereit-
stellt.5 
 
Die Kommission hat alle Länder, die an der Donaustrategie teilnehmen sollen, in die Vorbereitung 
der Donaustrategie einbezogen. Im ersten Halbjahr 2010 haben Konferenzen, bilaterale Treffen und 
Beratungen unter Beteiligung aller 14 Länder stattgefunden. Im Sommer 2010 haben die Länder in 
Form von „Policy Papers“ über 800 Vorschläge für den Aktionsplan ausgearbeitet und an die Kom-
mission geschickt.6 Die Kommission hat daraus einen Aktionsplan mit ca. 128 Projekten erstellt, 
der die Grundlage für die Donaustrategie bildet, die im ersten Halbjahr 2011 unter ungarischer 
Präsidentschaft verabschiedet werden soll. 
 
 
Das Interesse der Ukraine an der Donaustrategie 
 
Vier Regionen der Ukraine gehören zur Makroregion Donau: Ivano-Frankisvk und Tschernivtsi im 
Westen, Transkarpatien im Osten und Odessa im Süden. Das Gebiet dieser vier Regionen umfasst 
68.135 km2 (8,5% der Gesamtfläche der Ukraine) mit mehr als 6 Mio. Einwohnern (6% der Ge-
samtbevölkerung). 
 
Die Ukraine ist nur an einem ganz kleinen Stück der Donau direkter Anrainer (56 km) und 116 km 
an einem Seitenarm (Chilia). Der Letztere ist mit dem Schwarzen Meer verbunden. 
 
Die Ukraine definiert ihr Interesse im Policy Paper an die EU wie folgt: 
 
1. Kooperationen zwischen den Ländern der Donau-Region, ungeachtet der Frage, ob sie EU-
Mitglieder sind oder nicht, sollten auf den Prinzipien „joint ownership“, „joint responsibili-
ty“, „complementarity“ und „transparency“ basieren. 
2. Bei der Ausarbeitung der Donaustrategie sollten die sozioökonomischen Unterschiede so-
wie die unterschiedlichen finanziellen Möglichkeiten der Staaten berücksichtigt werden. 
3. Die Erfahrungen, Kenntnisse und Ergebnisse bereits existierender internationaler, lokaler 
und regionaler Organisationen, Prozesse und Institutionen sollen bei der Vorbereitung der 
Strategie berücksichtigt werden. 
4. Regionale und lokale Behörden zusammen mit regionalen Organisationen, Vertretern der 
Wirtschaft und Wissenschaft sowie die Öffentlichkeit sollten die Hauptpartner im Prozess 
der Umsetzung der Donaustrategie sein.7 
 
Als Ziele nennt die ukrainische Regierung: 
 
1. Nachhaltige Entwicklung der Makroregion Donau auf der Grundlage der EU-Normen und -
Standards. 
                                               
5
 Präsentation der Donaustrategie am 15.12.2010 in der Vertretung der EU-Kommission in Kiew 
6
 Policy Papers online verfügbar unter: http://ec.europa.eu/regional_policy/cooperation/danube/documents_en.htm 
7
 Policy Paper. Ukrainian vision of the future Strategy for the Danube Region (EUSDR),  
http://ec.europa.eu/regional_policy/cooperation/danube/documents/council_conclusions.pdf, S. 2 
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2. Schaffen der notwendigen Bedingungen für eine weitere EU-Integration der Länder der 
Donauregion gemäß den Prinzipien innovativer Regionalpolitik und den Instrumenten der 
EU im Bereich der regionalen Kohäsion. 
3. Wohlstand, Frieden und Sicherheit für die Menschen, die in der Region leben. 
4. Die EU soll den Ländern der Region, die ihre strategische Ausrichtung auf eine EU-
Mitgliedschaft erklärt haben, die Möglichkeit geben, bereits existierende Instrumente der 
Kohäsionspolitik zu nutzen. 
5. Freie Schifffahrt auf der Donau gemäß den Interessen und souveränen Rechten aller Länder 
der Makroregion Donau.8 
 
Die Prioritäten der ukrainischen Regierung sind: 
 
1. Stabile Wirtschaftsentwicklung 
2. Umweltschutz 
3. Transport und Infrastruktur 




Auf dem Bukarester Gipfel am 8. November 2010 fasste der Minister für Regionalentwicklung und 
Wohnungswesen Wolodimir Jatsuba die ukrainischen Interessen wie folgt zusammen: 
 
„Die Strategie verlangt eine gleichberechtigte Beteiligung der Staaten der Donauregion (sowohl 
der Mitglieder als auch der Nichtmitglieder der EU) in entsprechenden Prozessen einschließlich des 
Zugangs zu allen existierenden und zukünftigen Finanzierungsquellen entsprechender Programme 
und Projekte“.10 
 
Gleichzeitig unterstrich Jatsuba, die EU solle die Ukraine als einen Staat betrachten, der in Zukunft 
EU-Mitglied werden wird, indem man ihr praktische Möglichkeiten gibt, in vollem Maße von den 
Instrumenten der „regionalen Ausgleichspolitik“ Gebrauch zu machen, die allen, sowohl Mitglied-
staaten, als auch Beitrittskandidaten der EU, zugänglich sind.11 Die Ukraine hat also offensichtlich 
den Wunsch „auf gleicher Augenhöhe“ wie die Mitgliedsländer der EU behandelt zu werden und 
Zugang zu finanziellen Ressourcen zu bekommen. Und sie möchte, offenbar zumindest verbal, an 
der EU-Mitgliedschaft festhalten. 
 
Betrachtet man das Policy Paper der Ukraine zur Donaustrategie genauer, so zeigt sich, dass die 
Ukraine ein besonderes Interesse an großen Infrastrukturprojekten hat. Die Projekte umfassen den 
Bau eines Tiefwasserkanals von der Donau zum Schwarzen Meer, eine Personen- und Lastfähre, 
einen Eisenbahnabschnitt, ein Teilautobahnstück von Odessa nach Reni, eine Brücke, Hafenent-
wicklung, Umweltschutz, Hochwasserschutz, Tourismus, Entwicklung kleiner und mittlerer Unter-
nehmen. 
 
Das erstgenannte Projekt, die Entwicklung eines Tiefwasserkanals zum Schwarzen Meer, ist poli-
tisch hochbrisant. Derzeit hat die Ukraine keinen vollständigen Tiefwasserzugang von der Donau 
                                               
8
 Ebd., S. 2 
9
 Ebd., S. 2  
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 Volodimir Jazuba „Ukraina robit´vagomij vnesok u zabezpecennja stabil´nogo rozvitku Dunajskogo regiony”, 
http://www.minregionbud.gov.ua/publish/article/65104. 
11
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ins Schwarze Meer. Schiffe mit einem Tiefgang von mehr als 5,5 Meter müssen rumänische Kanäle 
nutzen und Gebühren zahlen. Jetzt steht der Ausbau auf 7,5 m an.12 Die veranschlagten Kosten für 
das Projekt, für das die ukrainische Regierung um Unterstützung im Rahmen der Makroregion Do-
nau wirbt, betragen 54 Mio. Euro. Zwischen der Ukraine und Rumänien gibt es wirtschaftliche 
Konkurrenz um die Einnahmen. Dazu kommen Streitigkeiten über ungelöste Umweltfragen.  
 
Die Ukraine möchte mit Hilfe der Donaustrategie Investitionen tätigen, die sie aus dem Staatsbud-
get der Ukraine nicht finanzieren kann. Dabei erhofft sich sowohl Mittel aus der EU als auch von 
privaten Investoren. Die EU sieht jedoch keine zusätzlichen Mittel für die Donaustrategie vor. Mit-
gliedsländer können die Strukturfonds, die zum Teil nicht ausgeschöpft sind, nutzen. Nichtmit-
gliedsländer haben keinen Zugang zu den Strukturfonds. Die einzige Möglichkeit der Finanzierung 
durch die EU sind Kredite der Europäischen Investitionsbank (EIB) und Mittel im Rahmen der Östli-
chen Partnerschaft, wenn die nationalen Regierungen festlegen sollten, dass sie für Projekte der 
Donaustrategie genutzt werden sollen. 
 
Der Bau des Kanals wird von anderen politischen Problemen zwischen der Ukraine und Rumänien 
überschattet. Das schwerwiegendste ist die Ausgabe von rumänischen Pässen im Grenzgebiet zur 
Ukraine. Ukrainer, die rumänische Wurzeln haben, können seit 2003 einen rumänischen Pass be-
kommen und somit EU-Bürger werden. Die Verfassung der Ukraine verbietet die doppelte Staats-
bürgerschaft. Die Ukraine hat gegen die rumänische Vergabepraxis protestiert und an die EU ap-
pelliert. Bisher aber ohne Erfolg. Außerdem gibt es Konflikte um die Aufteilung von Erdgas- und 
Erdölvorkommen im Schwarzmeerschelf um die „Schlangeninsel“, bei der sich die Ukraine benach-
teiligt fühlt. Die Ukraine ist in einem internationalen Schiedsgerichtsverfahren Rumänien unterle-
gen. Das Unterlegenheitsgefühl wird noch verstärkt durch die Tatsache, dass Rumänien EU-
Mitglied ist. Die Ukraine befürchtet, dass Rumänien eine künftige EU-Integration der Ukraine blo-
ckieren könnte.13 
 
Interessant ist, dass die ukrainische Zivilgesellschaft maßgeblich an der Ausarbeitung der Donau-
strategie beteiligt war. Als im Mai 2010 bekannt wurde, dass es eine Donaustrategie der Europäi-
schen Union geben soll, hat der Expertenrat für die Zusammenarbeit zwischen der Ukraine und der 
EU auf Bitte der International Renaissance Foundation die Initiative ergriffen und viele Vorschläge 
erarbeitet, die das federführende Ministerium für regionale Entwicklung und Bauwesen letztlich in 
den nationalen Aktionsplan der Ukraine aufgenommen hat. Aus Sicht der Zivilgesellschaft ist eine 
nachhaltige wirtschaftliche Entwicklung das Hauptziel der Donaustrategie. Damit ist gemeint, dass 
Umweltschutz genauso wichtig genommen wird wie wirtschaftliche Entwicklung. Auch hoffen die 
Vertreter der Zivilgesellschaft darauf, dass die vielen NGOs die an der Ausarbeitung der Donaustra-
tegie mitgearbeitet haben, tatsächlich bei der Implementierung vor Ort einbezogen werden. Ihnen 
käme vor allem die wichtige Aufgabe zu, die Donaustrategie in den Regionen öffentlich zu ma-
chen, für sie zu werben und die Bürger zum Mitmachen zu bringen. Wer sollte ein größeres Inte-
resse haben als die Bürger vor Ort, wenn es um die Realisierung von Umweltschutzmechanismen, 
den Bau von neuen Verkehrsverbindungen oder verbesserte Strukturen für kleine und mittlere Un-
ternehmen sowie den Tourismus geht? 
 
Bisher gibt es in der Ukraine keine institutionalisierte Beteiligung der Zivilgesellschaft an politi-
schen Entscheidungen. Es werden in der Regel je nach Bedarf Konsultativorgane ad hoc geschaf-
fen, die die Regierung in verschiedenen Fragen beraten sollen. Manchmal dienen sie als Feigen-
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 Vgl., Das Donaudelta: sensibles Ökosystem und diplomatischer Zankapfel,  
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blatt, Entscheidungen der Regierung zu legitimieren, z.B. indem sie zu Beratungen eingeladen wer-
den und die Regierung dann sagen kann, dass sie die Zivilgesellschaft einbezogen hat. Die Beteili-
gung der Zivilgesellschaft an der Ausarbeitung der Donaustrategie ist jedoch ein positives Beispiel 




Die Republik Moldau und EU – Stand der Beziehungen 
 
Ebenso wie in der Ukraine ist die Europäische Union auch in der Republik Moldau der größte ex-
terne Geldgeber. Von 1991 bis 2010 hat die Republik Moldau ca. 500 Mio. Euro Unterstützung 
erhalten.14 Seit Januar 2010 verhandelt die EU mit der Republik Moldau über ein Assoziierungsab-
kommen, das das seit 1998 gültige Partnerschafts- und Kooperationsabkommen ablösen soll. Im 
Unterschied zur Ukraine sind derzeit noch keine Verhandlungen über ein „vertieftes und umfassen-
des Freihandelsabkommen“ eröffnet. Die Republik Moldau ist ebenso wie die Ukraine Partnerland 
der Östlichen Partnerschaft sowie der Schwarzmeersynergie. 
 
Als im Sommer 2009 eine Koalition aus vier demokratischen Parteien in Moldau an die Macht kam, 
nannte sich die Regierungskoalition „Allianz für die Europäische Integration“. Im Gegensatz zur 
Ukraine hat die EU-Integration für die Regierung der Republik Moldau absolute Priorität. Die Re-
publik Moldau ist das einzige Land, das tatsächlich an der Östlichen Partnerschaft Interesse hat 
und sie als Instrument zu einer möglichst schnellen und umfassenden Annäherung an die EU nut-
zen will. Die Erfolgsaussichten für Reformen sind aufgrund der Größe des Landes mit einer Bevöl-
kerung von nur 3,3 Mio. und der Entschlossenheit der Regierung sich nach Europa zu orientieren 
im Vergleich zu den anderen Ländern der Östlichen Partnerschaft höher. Auch nach den Wahlen 
vom November 2010 gibt es weiterhin eine proeuropäisch orientierte Regierung. Der Premierminis-
ter Vlad Filat sieht die Donaustrategie als zusätzliches Instrument an, die Beziehungen zur EU zu 
verstärken: „Wir glauben, dass die Ziele, die die Strategie beinhaltet, als ein zusätzliches Instru-
ment der Annäherung der Republik Moldau an die Werte der EU dienen und gutnachbarliche Be-
ziehungen in Europa konsolidieren.“15 
 
 
Die Interessen der Republik Moldau an der Donaustrategie 
 
Die Republik Moldau hat nur 430 Meter Donauufer. Trotzdem versteht sich das Land als Donauan-
rainerstaat und möchte an der politischen und wirtschaftlichen Entwicklung im Rahmen der Do-
naustrategie beteiligt sein. Die Regierung stellte fest, dass sich die Ziele der Donaustrategie mit 
den Entwicklungszielen der Republik Moldau decken:  
 
• Anpassung an die europäischen Werte und Standards in allen Bereichen; 
• Stärkung der bilateralen Beziehungen zwischen den EU-Mitgliedsländern und den Ländern 
der Region; 
• Sicherstellung der Energiesicherheit der Republik Moldau, indem EU-Instrumente genutzt 
werden; 
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 Vgl., http://ec.europa.eu/delegations/moldova/eu_Moldova/political_relations. Die Ukraine erhielt in demselben 
Zeitraum 1 Mrd. Euro. Im Vergleich zu Bevölkerungsgröße und Fläche sind die 500 Mio. für Moldau ein weitaus 
höherer Betrag. 
15
 Vgl., „Moldova formulates proposals for EU Strategy for Danube Region“,  Info-Prim Neo, 30 July 2010. 
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• Anbindung der Republik Moldau an die europäischen Transportnetze.16 
 
Außerdem erhofft sich die moldauische Regierung einen Beitrag zur Entwicklung der unterschied-
lichen Regionen des Landes. Hierfür soll der Informationsaustausch mit anderen Ländern der Regi-
on über die Dezentralisierung der Verwaltung und den Aufbau einer lokalen Selbstverwaltung so-
wie des Steuersystems genutzt werden. Moldau erhofft sich auch mehr Unterstützung bei der 
Durchführung bereits bestehender grenzüberschreitender Programme wie z.B. das „Joint Operatio-
nal Program Romania-Ukraine-Republic of Moldova“ und das „South-East Europe Transnational 
Cooperation Program“. Dabei geht es vor allem darum, die inhaltlichen und finanziellen Abläufe zu 
vereinfachen. 
 
Ebenso wie die Ukraine ist die Republik Moldau daran interessiert, die Anbindung der Flusshäfen 
sicherzustellen und sie in logistische Zentren mit einer modernen Infrastruktur und Logistikdienst-
leistungen zu verwandeln. Im Bereich des Handels soll aus moldauischer Sicht der intraregionale 
Handel intensiviert werden. Hierfür wären die Beseitigung nicht-tarifärer Handelshemmnisse zwi-
schen den Flussanrainerstaaten und der Aufbau von „strategischen Partnerschaften“ zwischen den 
Stellen, die Handel und Investitionen fördern, wünschenswert.17 Premierminister Vlad Filat er-
wähnte in seiner Rede anlässlich des Donau-Gipfels am 8. November 2010 in Bukarest, dass Mol-
dau an Projekten zur Energieeffizienz, Handelsförderung, Stimulierung der wirtschaftlichen Ent-
wicklung, Schutz des kulturellen und historischen Erbes, Vertiefung von wissenschaftlichen und 




Prioritäten der moldauischen Regierung 
 
Die moldauische Regierung hat drei Prioritäten mit vielen Unterpunkten formuliert: 
 
1. Anbindung/Connectivity der Republik Moldau 
• Im Bereich des Transports gehören dazu die Modernisierung der Transportinfrastruktur, der 
Hafeninfrastruktur für multimodalen Transport, die Modernisierung der bestehenden Infra-
struktur und die Entwicklung der Kooperation zwischen den Häfen untereinander, das An-
ziehen von Gütern über den Hafen Giuriulesti und die Erneuerung der Schiffsflotte der Re-
publik Moldau. 
• Im Bereich der Entwicklung von Informations- und Kommunikationstechnologien geht es 
um einen verbesserten Zugang zum Internet insbesondere in ländlichen Gegenden. Elektro-
nische Dienstleistungen in verschiedenen Sektoren sollen sowohl auf zentraler wie auf re-
gionaler Ebene ausgeweitet werden. Ein elektronisch gestütztes Gesundheitssystem, das die 
Telemedizin vereinfacht und den Zugang zu medizinischen Daten der Patienten sicherstellt, 
soll geschaffen werden. Insgesamt soll die Öffentlichkeit in die Lage versetzt werden, mo-
derne Kommunikationstechnologien zu nutzen. 
• Im Bereich der Energiesicherheit will die Republik Moldau erneuerbare Energiequellen defi-
nieren und ihre Nutzung unterstützen. Eine grenzüberschreitende Elektrizitätsinfrastruktur 
soll entwickelt werden. Alternative Gasanbieter und -quellen sollen identifiziert und eine 
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 Inputs (proposals) of the Republic of Moldova to the European Union Strategy for the Danube Region, approved 




 Vgl., A delegation led by Prime Minister Vlad Filat participates in the Danube Summit held in Bucharest, 
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Verbindung zwischen den Gasanbietersystemen von Rumänien und der Republik Moldau 
hergestellt werden. Auch sollen Gasspeicherkapazitäten entwickelt werden.  
 
2. Umweltschutz und Wassermanagement. Die Ziele sind:  
• die Verschmutzung des Donaubeckens zu verhindern und ökologische Sicherheit zu schaf-
fen; 
• für Prävention und Reduzierung von Naturkatastrophen zu sorgen; 
• die Folgen des Klimawandels abzuschwächen; 
• einen einheitlichen Rahmen für Umweltschutz und Wassermanagement im Donaubecken 
und Stärkung der grenzüberschreitenden Kooperation im Umweltschutz zu schaffen. 
 
3. Sozioökonomische Entwicklung 
• Angestrebt wird eine wissenschaftliche Kooperation, um gemeinsame Forschungsprogram-
me, auch im Rahmen europäischer Programme, durchzuführen. Beabsichtigt sind der Aus-
tausch von wissenschaftlichen Publikationen und die Förderung junger Forscher. 
• Im Bereich der Kultur sollen die Bedingungen für die Mobilität von Künstlern und Kultur-
schaffenden verbessert und ein Netzwerk von kulturellen Institutionen geschaffen werden, 
die die regionale Identität der Donauregion stärken. 
• Im Bereich des Tourismus sollen Tourismusnetzwerke geschaffen und das Tourismuspoten-
tial erforscht werden. 
• Die Landwirtschaft soll modernisiert und ein einheitlicher regionaler Landwirtschaftsmarkt 
geschaffen werden. Außerdem soll eine biologische Landwirtschaft entwickelt werden.  
• Kleine und mittlere Unternehmen sollen gefördert werden. Regionale Büros sollen über 
neue Geschäftsmöglichkeiten informieren, die Unterstützung von Industrieparks ist vorge-
sehen. 
 
Der moldauische „Prioritätenkatalog“ ist sehr umfangreich und vielfältig. Es handelt sich weniger 
um Prioritäten, als um ein Entwicklungsprogramm für das gesamte Land. Interessant sind die 
Schlussfolgerungen, was die Erfolgsvoraussetzungen für die Donaustrategie betrifft: Die Republik 
Moldau geht davon aus, dass die lokale öffentliche Verwaltung und die Zivilgesellschaft sich enga-
gieren müssen und es einer ausgewogenen Kooperation zwischen öffentlicher Verwaltung, Wissen-





Die Donaustrategie richtet sich in erster Linie an Mitgliedsstaaten der EU, eröffnet aber auch Mög-
lichkeiten der Zusammenarbeit mit Nicht-EU-Mitgliedern. Dafür stehen jedoch keine zusätzlichen 
EU-Mittel zur Verfügung. Vorhaben, die ohnehin durchgeführt werden würden, sollen vorher mit 
den Nachbarländern abgestimmt und vorhandene Mittel durch Know How-Austausch und bessere 
Abstimmung effizienter genutzt werden. Die Kommission versteht die Donaustrategie eher als „Hil-
fe zur Selbsthilfe“. Sie hat keinen rechtsverbindlichen Charakter und hat nicht die Absicht, die 
Länder zur Zusammenarbeit zu zwingen. Es geht eher darum, dass die betroffenen Länder Elemente 
der EU-Strategie in die jeweils nationalen Programme integrieren und so bestehende Programme 
und Entwicklungspläne effizienter umsetzen. 
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Positiv ist, dass die 14 Länder im Rahmen der Donaustrategie miteinander kommunizieren und ihre 
politischen Vertreter sich vielleicht auch tatsächlich mehrmals pro Jahr treffen.19 So existieren 
sicherlich eine Reihe von Kooperationsmöglichkeiten, die nichts kosten. Dazu gehören die Anpas-
sung von Regulierungen und Gesetzen, die die Zusammenarbeit erleichtern. Die Donaustrategie 
bietet ein „Voneinander-Lernen“ und neue Möglichkeiten der Zusammenarbeit zwischen EU-
Staaten und Nicht-Mitgliedern. 
 
Ferner bietet die Donaustrategie eine internationale Verhandlungsplattform, die dabei helfen 
könnte, bilaterale Konflikte zu lösen. Ob das gelingt, wird sich z.B. am Konflikt um den Bystroe-
Kanal zwischen der Ukraine und Rumänien zeigen.  
 
Interessant für die Heranführung der Republik Moldau und der Ukraine an die EU ist die Forderung 
der EU, dass der Kern der Strategie die Übereinstimmung mit den Rechtsvorschriften und der Poli-
tik der EU bildet.20 Das bedeutet, dass sich im Rahmen der Donauzusammenarbeit die Möglichkeit 
bietet, sich an die Arbeitsweise, die Standards und Normen der EU zu gewöhnen. Insofern ist die 
Donaustrategie ein Mosaikstein zur EU-Integration der Nicht-Mitgliedsländer. 
 
Der finanzielle Anreiz für die beiden EU-Nichtmitgliedsländer Ukraine und Republik Moldau ist 
eher gering, wenn man von Krediten der EIB absieht, die evt. mit niedrigeren Zinsen zur Verfügung 
gestellt werden. Die Umsetzung der Projekte muss sowohl im Falle der Ukraine als auch der Repu-
blik Moldau auf der nationalen Ebene erfolgen, da beiden Ländern keine Strukturfondsmittel der 
EU zur Verfügung stehen. Zwar können Mittel aus der Östlichen Partnerschaft für die multilaterale 
Zusammenarbeit genutzt werden, diese Mittel sind aber sehr begrenzt. Große Infrastrukturvorha-
ben können damit nicht finanziert werden. Dafür müssten die Staaten Kredite bei der EIB aufneh-
men. Die Planungs- und Abstimmungsprozesse für EIB-Kredite führen im günstigen Fall zu einer 
Erhöhung des nationalen Planungsniveaus, weil EU-Standards und Richtlinien bei der Kreditnahme 
berücksichtigt werden müssen.  
 
Im Falle der Ukraine ist es vielleicht zum ersten Mal gelungen, dass die Zivilgesellschaft die Ausar-
beitung eines europäischen Projektes maßgeblich beeinflusst hat. Zwar hängt die Implementierung 
konkreter Projekte von den nationalen Regierungen ab. Die Zivilgesellschaft kann aber Druck auf 
die Regierung ausüben, die im Aktionsplan definierten Projekte auf der regionalen Ebene umzuset-
zen. In der Ukraine ist hierbei das größte Hindernis die starke Machtkonzentration, die dazu führt, 
dass an die lokalen und regionalen Verwaltungen nicht in einem ausreichenden Maße finanzielle 
und administrative Ressourcen delegiert werden. Große Infrastrukturprojekte, an denen vor allem 
die Ukraine Interesse hat, können nur auf nationaler Ebene initiiert werden.  
 
Aus den Erfahrungen mit der Ostseerat-Strategie gibt es bereits einige Erkenntnisse, die mögli-
cherweise auch für die Donaustrategie gelten: 
 
• Man braucht eine starke politische Unterstützung für die Strategie. Politische Entschei-
dungsträger müssen vom Ansatz der Makro-Region überzeugt sein, damit die Strategie 
umgesetzt werden kann. 
• Man braucht finanzielle Ressourcen. 
• Das Projekt kann nur dann erfolgreich sein, wenn es nationale Unterstützung und wirkli-
chen Bedarf für Aktivitäten gibt. 
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• Jedes Land sollte nur ein Prioritätenfeld verfolgen, damit keine Konfusionen und Missver-
ständnisse entstehen.21 
 
In der Ukraine ist nur eine der vier genannten Bedingungen erfüllt. Es gibt eine klare Priorität für 
Infrastrukturprojekte. Finanzielle Ressourcen sind nur begrenzt vorhanden. Die Ukraine hat ein 
Interesse an der selektiven Modernisierung und somit an der sektoralen Zusammenarbeit mit der 
EU in den Bereichen, die für das Land von Vorteil sind. Hierfür kann die Donaustrategie ein zusätz-
licher Baustein sein, wenn die politischen Entscheidungsträger daran Interesse haben und die eher 
geringen Verwaltungskompetenzen kein zu großes Hindernis für die Zusammenarbeit mit der EU 
darstellen. 
 
In der Republik Moldau liegt der Schwerpunkt auf der regionalen Entwicklung, und im Vergleich 
zur Ukraine scheint es dort bereits ein Verständnis dafür zu geben, dass die regionalen Verwaltun-
gen in den Prozess der Umsetzung von Projekten einbezogen werden müssen. Das Land hat er-
kannt, dass die Donaustrategie als Vorbereitung auf eine EU-Mitgliedschaft genutzt werden kann. 
Die politische Elite ist aber derzeit noch stark mit innenpolitischen Herausforderungen wie z.B. der 
Wahl des Präsidenten beschäftigt und muss möglicherweise die Donaustrategie noch enger in das 
Blickfeld der Europaaktivitäten nehmen.  
 
Wenn die Donaustrategie Erfolg haben soll, dann muss aus den 128 Projekten des Aktionsplans 
eine Auswahl erfolgen, die für alle Länder attraktiv ist. Es ist positiv, dass es bei der Ausarbeitung 
der Donaustrategie zwischen den Ländern und der EU einen intensiven Abstimmungsprozess gege-
ben hat. Wenn das Konzept Erfolg haben und Profil gewinnen soll, müssen einige Schlüsselpriori-
täten für die Region entwickelt werden. Die Politikfelder, die wahrscheinlich alle interessieren, 
sind: Infrastruktur, Ökologie und Katastrophenschutz. Ähnlich wie bei der Ostsee-Strategie sollten 
einige „Leuchtturm-Projekte“ identifiziert werden, die zu einem Mehrwert in der Region führen 
und helfen, die Region weiterzuentwickeln.22 Dafür bräuchte es einige engagierte Politiker, die die 
Donaustrategie energisch vorantreiben, ein Bewusstsein für die wirklich wichtigen Themen entwi-
ckeln und diese auch propagieren. Ob daraus allerdings eine „Identität der Donauanrainerstaaten“ 
entstehen kann, ist sehr fraglich. Die wirtschaftliche und politische Situation der 14 beteiligten 
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